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Die Information wird dem Nutzer von eccontis 

treuhand gmbh freigiebig zur eigenen Information 

zur Verfügung gestellt. Aufgrund der gebotenen 

Knappheit der Meldungen kann diese Information 
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Art immer, aufgrund der Verwendung der hier 
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Vollständigkeit des Inhalts. 
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Auflösungsabgabe ab 1.1.2013 

 

Mit dem Sparpaket 2012 wurde eine Auflösungsabgabe in Höhe von  

EUR 110 bei der Beendigung eines Arbeitsverhältnisses eingeführt. 

 

Bei Beendigung eines jeden arbeitslosenversicherungspflichtigen echten 

oder freien Dienstverhältnisses hat der Dienstgeber eine „Auflösungsabga-

be“ in Höhe von EUR 110 zu entrichten.  

 

Ausnahmsweise ist keine Auflösungsabgabe zu leisten, wenn 

    

 das (freie) Dienstverhältnis auf höchstens sechs Monate befristet war, 

 die Auflösung des Dienstverhältnisses während der Probezeit erfolgte, 

 der Dienstnehmer gekündigt hat, 

 der Dienstnehmer ohne wichtigen Grund vorzeitig ausgetreten ist, 

 der Dienstnehmer aus gesundheitlichen Gründen vorzeitig ausgetre-

ten ist, 

 im Zeitpunkt der Auflösung des Dienstverhältnisses einen Anspruch 

auf eine Invaliditäts- oder Berufsunfähigkeitspension hat, 

 bei einvernehmlicher Auflösung des Dienstverhältnisses das Regelpen-

sionsalter erreicht ist und die Anspruchsvoraussetzungen für eine Al-

terspension gegeben sind, 

 bei einvernehmlicher Auflösung des Dienstverhältnisses die Vorausset-

zungen für die Inanspruchnahme eines Sonderruhegeldes nach dem 

Nachtschwerarbeitsgesetz vorliegen, 

 der Dienstnehmer gerechtfertigt entlassen wurde, 

 der freie Dienstnehmer gekündigt hat, 

 der freie Dienstnehmer das freie Dienstverhältnis ohne Vorliegen eines 

wichtigen Grundes vorzeitig aufgelöst hat, 

 der freie Dienstnehmer einen wichtigen Grund gesetzt hat, der den 

Dienstgeber veranlasst hat, das freie Dienstverhältnis vorzeitig aufzu-

lösen, 

 der freie Dienstnehmer im Zeitpunkt der Auflösung des freien Dienst-

verhältnisses einen Anspruch auf eine Invaliditäts- oder Berufsunfä-

higkeitspension hat, 

 der freie Dienstnehmer bei einvernehmlicher Auflösung des freien 

Dienstverhältnisses das Regelpensionsalter erreich hat und die An-

spruchsvoraussetzungen für eine Alterspension erfüllt, 

 ein Lehrverhältnis aufgelöst wird, 

 ein verpflichtendes Ferial- oder Berufspraktikum beendet wird, 

 das (freie) Dienstverhältnis nach § 25 der Insolvenzordnung gelöst 

wird, 

 innerhalb eines Konzerns im unmittelbaren Anschluss an das beende-

te Dienstverhältnis ein neues Dienstverhältnis begründet wird, 

 das echte oder freie Dienstverhältnis durch den Tod des echten oder 

freien Dienstnehmers endet. 

 

 



 

 

 

Bei einer Umwandlung von versicherungspflichtigen Dienstverhältnissen in geringfügige Dienst-

verhältnisse wird ebenfalls die Auflösungsabgabe fällig. 

 

Der Betrag von zur Zeit EUR 110 ist zudem nicht fix, sondern, die Auflösungsabgabe wird jähr-

lich, so wie die Höchstbemessungsgrundlage im ASVG, erhöht werden. Die Auflösungsabgabe 

wird (mit der Aufwertungszahl gemäß § 108 Abs. 2 ASVG) vervielfacht und kaufmännisch auf 

einen Euro gerundet. 

 

Gemeinsam mit SV-Beiträgen fällig 

 

Die Auflösungsabgabe ist im Monat der Auflösung des echten oder freien Dienstverhältnisses 

gemeinsam mit den SV-Beiträgen fällig und vom Dienstgeber unaufgefordert zu entrichten. Im 

Falle der Einbringung einer Klage über die Rechtswirksamkeit der Beendigung eines Dienstver-

hältnisses ist die Verjährung der Verpflichtung zur Leistung der Auflösungsabgabe ab der Klag-

seinbringung bis zur Zustellung der Ausfertigung der rechtskräftigen Entscheidung des Gerichtes 

oder der Vergleichsausfertigung an den zuständigen Krankenversicherungsträger gehemmt. 

 

Diese Regelung gilt ab dem 1. Januar 2013 und betrifft alle Dienstverhältnisse, welche nach dem 

31. Dezember 2012 enden. Wann das Dienstverhältnis begonnen hat, ist für die Anwendung 

der Regelung unerheblich. 

 

 

eccontis informiert bestellen/abmelden: 

Wenn wir unsere „eccontis informiert“ noch an eine andere E-Mail-Adresse Ihres Unternehmens senden sollen, so klicken Sie bitte hier... 

Sollten Sie zukünftig keine „eccontis informiert“ mehr von uns erhalten wollen, so klicken Sie bitte hier...  

 

 

mailto:office@eccontis.at?subject=Tax%20Information%20ANMELDUNG%20(Bitte%20einfach%20unten%20die%20NEUE%20E-Mail-Adresse%20eintragen)
mailto:office@eccontis.at?subject=Tax%20Information%20ABMELDUNG%20(Bitte%20einfach%20unten%20die%20E-Mail-Adresse%20eintragen)

